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Stand der rechtlichen Gleichstellung des Islam in Deutschland 


Vorbemerkung 

Die religiöse Landschaft der Bundesrepublik Deutschland hat sich durch Ein- 
wanderung verändert und ist vielfältiger geworden. Während jedoch katholi- 
sche, orthodoxe und protestantische sowie jüdische Einwanderer auf die inte- 
grierenden Strukturen der vorhandenen Kirchen und Gemeinden in Deutschland 
treffen, haben es muslimische Gläubige oft schwer, sich in die religiösen Struk- 
turen in Deutschland zu integrieren. Das führt in vielen Bereichen zu Schwierig- 
keiten bei der Verknüpfung der neuen, zugewanderten Religionen mit den Insti- 
tutionen der Mehrheitsgesellschaft. 

Unter den nach Deutschland eingewanderten religiösen Gruppen stellt diejenige 
der Muslima und Muslime die größte Gruppe dar. Seit der Antwort der Bundes- 
regierung auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU „Islam in Deutsch- 
land“ (Bundestagsdrucksache 14/4530) im Jahre 2000 liegen keine aktualisier- 
ten Informationen zum Stand der rechtlichen Integration des Islam in 
Deutschland vor. Dies impliziert insbesondere die Frage nach der Gleichstellung 
des Islam in Deutschland. 

Integration, und dieses Ziel verbindet sich mit der Gleichstellung des Islam, 
bedarf hinsichtlich der Religionen von Einwanderern einer positiven Gestal- 
tung. Die Symbolik spielt im religiösen Leben eine herausragende Rolle und 
macht damit eine der Besonderheiten dieses Integrationsprozesses aus. Reli- 
gionsgemeinschaften sind oft bestrebt, ihre Präsenz sichtbar zu machen: Bei- 
spiele sind hier, parallel zur islamischen Moschee, der hinduistische Tempel, die 
römisch-katholische Prozession oder der Talar bzw. die Ordenstracht im öffent- 
lichen Leben. Die Integration von zugewanderten Religionen wird in hohem 
Maß von der Akzeptanz ihrer öffentlich sichtbaren Symbole durch die Aufnah- 
megesellschaft abhängen. 

Eine weitere wichtige Voraussetzung für die Integration der eingewanderten 
Religionsgemeinschaften ist ihre Beteiligung an gesellschaftlichen und poli- 
tischen Strukturen. Hierzu gehören unter anderem die Erteilung von Religions- 
unterricht, Kinder- und Jugendarbeit, die Sozialarbeit und Seelsorge, die 
Beteiligung an Gremien auf kommunaler, Landes- und Bundesebene sowie die 
Vertretung in Politik und Medien. 

Die Achtung der Glaubens- und Gewissensfreiheit des Menschen kann nicht auf 
Wahrung der Integrität des „forum internum“ beschränkt bleiben. Denn das 
Gewissen des Menschen bestimmt seine religiöse und ethische Lebensführung 
im Ganzen. Das Gebot, die Glaubens- und Gewissenfreiheit des Menschen ernst 
zu nehmen, impliziert deshalb auch die Achtung des öffentlichen Bekenntnisses 
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und der an Glauben und Gewissen orientierten Lebensführung des Menschen. 
Deshalb lässt sich der Schutz der Religionsfreiheit nicht auf einen bestimmten 
Lebensbereich reduzieren, sondern betrifft potenziell sämtliche Lebensbereiche. 
Religiöse Lebensführung vollzieht sich wesentlich in der Gemeinschaft der 
Gläubigen. Die Religionsfreiheit ist deshalb nicht nur ein individuelles, sondern 
zugleich ein kommunitäres Freiheitsrecht der Menschen. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN tritt dafür ein, den Dialog mit den 
Muslimen fortzuführen und auszubauen. Grundlage dafür muss ein glaubwür- 
diges Signal sein, den Islam als Religion gleich zu behandeln und somit in erster 
Konsequenz gleichzustellen. Eine Integration, die auch religiöse Fragen berück- 
sichtigt, erfordert regelmäßige Kommunikation und Kooperation mit den ent- 
sprechenden religiösen Vertretungen. Unserer Ansicht nach hat der Staat sowohl 
aus verfassungsrechtlichen Gründen ein Interesse an der Gleichstellung des 
Islam als auch ein Interesse, dass die moderaten und nicht die fundamentalis- 
tischen Kräfte durch diese Gleichstellung gestärkt werden. Die Integration des 
Islam in das konfessionell ausgerichtete Religionsverfassungsrecht Deutsch- 
lands und die grundsätzliche Zuständigkeit der Länder in Kultusfragen stellt 
eine Schwierigkeit für diese politische Gesetzgebungsaufgabe dar. Dabei ist zu 
beachten, dass nach bisherigen Schätzungen nur eine Minderheit der Muslime 
in religiösen Vereinen organisiert ist. Hier ist auffällig, dass der Organisations- 
grad bei den fundamentalistischen und islamistischen Vereinen überproportional 
hoch ist. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

I. Statistische Ausgangslage 

1 . Welche islamischen Glaubensrichtungen sind in Deutschland vertreten? 

a) Wie viele Mitglieder zählen die jeweiligen Richtungen weltweit? 

b) Wie viele Mitglieder zählen die jeweiligen Richtungen in Deutschland? 

2. ln welchen Organisationen, Religionsgemeinschaften und Dachorganisatio- 
nen organisieren sich die Muslime in Deutschland? 

a) Für wie viele Mitglieder können die Organisationen jeweils sprechen? 

b) Welche Einflussverhältnisse bestehen zwischen den islamischen Religi- 
onsgemeinschaften und Verbänden in Deutschland? 

3. Wie viele Muslime gibt es insgesamt in Deutschland? 

II. Stand der Gleichstellung des Islam in der Bundesrepublik Deutschland 
- Religionsausübung 

4. Wie viele islamische Gotteshäuser und Moscheen gibt es derzeit in Deutsch- 
land? 

a) Gibt es statistische Angaben oder Schätzungen über die durchschnittliche 
Zahl der Besucher islamischer Gottesdienste in Deutschland? 

b) In welchen Sprachen wird der islamische Gottesdienst abgehalten? 

c) Welche Organisationen sind Träger dieser Gottesdienste? 

d) Aus welchen Quellen wird der Moscheebau in Deutschland finanziert? 

e) Wie viele liturgisch genutzte Kirchen gibt es in Deutschland? 

Wie ist die Pro-Kopf-Relation zwischen der Anzahl der Gläubigen und der 
Anzahl der Gotteshäuser (Christen, Muslime)? 
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5. Wie viele islamische Vorbeter gibt es derzeit in Deutschland? 

a) Aus welchen Herkunftsländern stammen diese? 

b) In welchem Umfang verfügen diese über eine theologische Ausbildung? 

c) Aus welchen finanziellen Quellen werden die in Deutschland tätigen isla- 
mischen Vorbeter bezahlt? 

d) ln welchem Umfang und in welchen Grenzen ist der islamische Gebetsraf 
nach deutschem Recht zulässig? 

e) Wie stellen sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Rechtslage und 
die tatsächliche Praxis in Bezug auf den islamischen Gebetsruf in den 
europäischen Nachbarstaaten dar? 

f) Wie lang sind die durchschnittlichen Verbleibzeiten dieser Vorbeter in 
Deutschland? 

g) Ergeben sich aus dem Grundgesetz (GG) (Artikel 4 und 140) Bindungen, 
die im Einzelfall eine Erteilung oder Verlängerung eines Aufenthaltstitels 
für Vorbeter erfordern können? 

6. Welche religiösen Feiertage sind für die in Deutschland lebenden islamischen 
Religionsgemeinschaften von Bedeutung? 

a) Inwieweit wird hierauf in den öffentlichen Schulen Rücksicht genommen? 

b) Inwieweit wird hierauf in der öffentlichen Verwaltung und in der Bundes- 
wehr Rücksicht genommen? 

c) Inwieweit wird hierauf — auch unter Berücksichtigung der arbeitsrecht- 
lichen und arbeitsvertraglichen Regelungen — in den Betrieben Rücksicht 
genommen? 

d) Wie stellen sich die Rechtslage und die tatsächliche Praxis in Bezug auf 
islamische Feiertage in den europäischen Nachbarstaaten und in den 
Hauptherkunftsländem der zugewanderten Muslime dar? 

7. Welche besonderen Voraussetzungen sind bei der Beerdigung nach islami- 
schem Ritus zu beachten? 

a) Wie viel Prozent der in Deutschland versterbenden Einwohner islami- 
schen Glaubens werden zur Beisetzung in deren frühere Heimatländer 
überführt? 

b) Welche friedhofsrechtlichen Bestimmungen stehen einer islamischen Be- 
stattung entgegen? 

c) Wie ist die verfassungsrechtliche Werteabwägung zwischen den ffied- 
hofsrechtlichen Bestimmungen und dem Grundrecht der Glaubensfreiheit 
zu lösen? 

d) Wie stellt sich die Rechtslage in Bezug auf die Bestattung nach islami- 
schem Ritus in den europäischen Nachbarstaaten dar? 

- Verhältnis zum deutschen Staat 

8. ln welchen Rechtsformen treten muslimische Gemeinschaften auf der Ebene 
des Bundes und - nach Kenntnis der Bundesregierung - der Länder dem 
deutschen Staat gegenüber? 

a) Welche muslimischen Organisationen haben die Rechtsfähigkeit nach den 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts im Sinne des Artikels 140 GG 
i. V. m. Artikel 137 Abs. 4 der Weimarer Reichsverfassung (WRV) erwor- 
ben? 
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b) Welche islamischen Organisationen sind als Religionsgemeinschaften 
anerkannt? 

c) Welchen islamischen Organisationen sind im Sinne des Artikels 140 GG 
i. V. m. Artikel 137 Abs. 5 Satz 2 WRV die Rechte einer Körperschaft 
des öffentlichen Rechts gewährt worden? 

Bei welchen anderen Religionsgemeinschaften ist diesem Antrag statt- 
gegeben worden? 

d) Welche besonderen Hindernisse standen bislang der Verleihung des Kör- 
perschaftsstatus bei islamischen Organisationen und Vereinen entgegen? 

e) ln welchen Fällen sind entsprechende Anträge gestellt worden? 

f) Wie ist die Situation im Vergleich mit anderen Religionsgemeinschaften 
in Deutschland zu beurteilen? 

- Äußere Aspekte 

9. Welche Erkenntnisse liegen über eine eventuelle Verflechtung oder Finan- 
zierang in Deutschland tätiger muslimischer Organisationen durch auslän- 
dische Organisationen oder Gruppen vor? 

a) Welche auswärtigen Staaten beteiligen sich an der finanziellen Unterstüt- 
zung der muslimischen Organisationen in Deutschland? 

b) Welche ausländischen staatlichen Organe und Organisationen üben Ein- 
fluss auf muslimische Organisationen in Deutschland aus? 

c) Welche nichtstaatlichen ausländischen Organisationen beteiligen sich an 
der finanziellen Unterstützung der muslimischen Organisationen in 
Deutschland? 

d) Bezüglich welcher in Deutschland ansässigen muslimischen Organisa- 
tionen ist von einem beherrschenden Einfluss nichtstaatlicher ausländi- 
scher Mutterorganisationen auszugehen? 

10. Welche Hinweise auf verfassungsfeindliche und antidemokratische Bestre- 
bungen gibt es bei welchen islamistischen oder islamischen Vereinigungen 
und Verbänden? 

11. ln welcher Form beteiligen sich die muslimischen Organisationen in 
Deutschland am interkulturellen und interreligiösen Dialog? 

a) Welche in Deutschland aktiven islamischen Organisationen beteiligen 
sich am interreligiösen Dialog von Christen, Juden und Muslimen? 

b) Welche am interreligiösen Dialog beteiligten Organisationen und Vereine 
fördert die Bundesregierung finanziell? 

Wie viele davon sind muslimische? Bitte die Namen nennen. 

c) Wie hoch ist die Förderung dieses Engagements im Vergleich zu anderen 
in diesem Bereich tätigen Akteuren (wie z. B. aej, BDKJ, DBJR)? 

Wie viele Projekte wurden christlichen, jüdischen oder anderen nichtre- 
ligiös gebundenen Trägern finanziert, und wie viele islamischen? 

12. Welche Aktivitäten entfaltet die Bundesregierung zur Förderung des Kultur- 
austauschs mit muslimisch geprägten Ländern? 

a) In welchen muslimisch geprägten Ländern existieren Goethe-Institute, 
und wo sind Schließungen oder Verkleinerungen beabsichtigt? 

b) Welche mittelfristige Perspektive ist für die Finanzierung der auswärti- 
gen Kulturprojekte in muslimisch geprägten Ländern vorgesehen? 

c) Welche Rolle spielt bei der Förderang auswärtiger Kulturprojekte in 
islamisch geprägten Ländern der Aspekt der Gleichberechtigung der 
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Frau sowie der Aspekt der freien Entfaltung der Persönlichkeit hinsicht- 
lich Lebensweise und sexueller Identität? 

Welche Rolle spielt der Menschenrechtsdialog mit dem Islam darüber 
hinaus? 

13. ln welchem Umfang nehmen an den Auslandseinsätzen der Bundeswehr 
Wehrpflichtige und Soldaten muslimischen Glaubens teil? 

a) Um wie viele Personen handelt es sich bei den zurückliegenden und ge- 
genwärtigen Auslandseinsätzen der Bundeswehr? 

b) Inwiefern berücksichtigt die Bundeswehr bei Auslandseinsätzen in Be- 
zug auf Verpflegung, Seelsorge und Verwundetenbetreuung Besonder- 
heiten des muslimischen Glaubens? 

- Religions- und religionsverfassungsrechtliche Aspekte 

14. Strebt die Bundesregierung eine allgemeine und verbindliche Institutionali- 
sierung des Islam in Deutschland an? 

Wenn ja, soll diese: 

a) national, 

b) in den einzelnen Bundesländern 
erfolgen? 

15. Welche religionsverfassungsrechtlichen Möglichkeiten sieht die Bundes- 
regierang für die Gleichstellung und religionsrechtliche Integration der isla- 
mischen Glaubensgemeinschaft in Deutschland? 

16. Welche verfassungsrechtlichen und tatsächlichen Schwierigkeiten sieht die 
Bundesregierung, und wie sind dies gegebenenfalls zu überwinden? 

17. Welche Schwierigkeiten birgt das konfessionell ausgerichtete deutsche 
Religionsverfassungsrecht für die Anwendbarkeit auf die religiösen Ver- 
hältnisse des Islam, und wie sind diese Probleme zu lösen? 

18. Wie beurteilt die Bundesregierung die religionsverfassungsrechtliche Be- 
ziehung zwischen dem islamischen Glaubensbekenntnis und der Frage der 
Religionszugehörigkeit? 

19. Teilt die Bundesregierung das Ziel, dass mindestens eine mögliche rechtlich 
anerkannte muslimische Repräsentanz möglichst alle in Deutschland vertre- 
tenen Strömungen des Islam, also auch die Mehrheit der moderaten Muslime, 
vertreten und artikulieren sollte? 

20. In welchen Formen fördert der Staat die islamischen Religionsgemeinschaf- 
ten in Deutschland? 

a) Sind Spenden und Mitgliedsbeiträge an islamische Religionsgemein- 
schaften steuerrechtlich in vergleichbarer Weise begünstigt wie entspre- 
chende Zahlungen an die christlichen Kirchen? 

b) In welchem Umfang werden islamische Religionsgemeinschaften durch 
steuerfinanzierte Kulturförderang begünstigt? 

Wie hoch ist diese Förderung bei den christlichen Kirchen? 

c) In welchem Umfang werden von islamischen Religionsgemeinschaften 
in Deutschland in freier Trägerschaft Krankenhäuser, Altenheime, Kin- 
dergärten und Schulen betrieben? 

Wie viele christliche gibt es jeweils? 

d) In welchem Umfang werden die von islamischen Religionsgemeinschaf- 
ten wahrgenommenen karitativen Aufgaben durch staatliche Leistungen 
unterstützt? 

Wie hoch fällt diese Unterstützung gegenüber den christlichen Kirchen 
und Verbänden aus? 
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21 . ln welchen Bundesländern findet in Deutschland ein islamischer Religions- 
unterricht an öffentlichen Schulen statt? 

a) Wie viele Kinder aus muslimischen Elternhäusern besuchen derzeit die 
öffentlichen Schulen in Deutschland? 

b) In welchen Bundesländern findet im oder im Zusammenhang mit dem 
muttersprachlichen Unterricht eine religionskundliche islamische Unter- 
weisung statt, die nicht Religionsunterricht im Sinne des Artikels 7 Abs. 3 
GG ist? 

c) In welchen Sprachen wird diese religionskundliche islamische Unterwei- 
sung erteilt? 

d) In welchen Bundesländern liegen Anträge islamischer Religionsgemein- 
schaften auf Erteilung eines islamischen Religionsunterrichts als ordent- 
liches Lehrfach in den öffentlichen Schulen entsprechend Artikel 7 Abs. 3 
GG vor? 

e) In welcher Sprache soll der von diesen beantragte Religionsunterricht er- 
teilt werden? 

f) In welchen Bundesländern sind entsprechende Modellprojekte in Angriff 
genommen worden? 

Wer sind die Partner auf muslimischer Seite? 

g) Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass es mindestens einen 
islamischen Partner geben sollte, mit dem die Inhalte eines islamischen 
Religionsunterrichts ausgehandelt werden können? 

h) Welches sind die Hauptprobleme, die der Durchführung eines Artikels 7 
Abs. 3 GG entsprechenden islamischen Religionsunterrichts entgegen- 
stehen, und welche Anstrengungen werden gegenwärtig unternommen, 
um diese auszuräumen? 

22. Wie viele Lehrstühle für islamische Theologie und Islamkunde gibt es an 
deutschen Hochschulen? 

a) Im Rahmen welcher Studiengänge können Lehrer für islamischen Reli- 
gionsunterricht an deutschen Hochschulen ausgebildet werden? 

b) Welche sonstigen mit öffentlichen Mitteln geförderten Forschungs- 
einrichtungen und Institute beschäftigen sich mit Fragen des Islam in 
Deutschland? 

c) Von welchen Einrichtungen könnten in einer Übergangszeit für einen 
islamischen Religionsunterricht qualifizierte Pädagogen gewonnen 
werden? 

d) In welchen deutschen Universitäten gibt es Pläne zur Einrichtung oder 
Erweiterung von Lehrstühlen für islamische Theologie? 

e) Gibt es Angebote auswärtiger Staaten oder ausländischer Organisationen 
zur Kofinanzierung entsprechender Lehrstühle? 

f) Welches sind die jeweiligen Partner auf muslimischer Seite bei den 
Gesprächen über die Ausgestaltung des universitären Lehrbetriebs für 
Islamische Theologie? 

g) Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass es mindestens einen isla- 
mischen Partner geben sollte, mit dem die Inhalte der Studiengänge für 
Islamische Theologie ausgehandelt werden können? 

23. Findet eine nach Artikel 140 GG i. V. m. Artikel 141 WRV entsprechende 
Anstaltsseelsorge durch islamische Religionsgemeinschaften in Deutsch- 
land statt? 
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a) Welche Bemühungen sind unternommen worden, um für die Bundes- 
wehrangehörigen muslimischen Glaubens eine der Militärseelsorge 
durch die christlichen Kirchen entsprechende geistliche Betreuung zu 
gewährleisten? 

b) In welchen Bundesländern gibt es für die im Rahmen der Untersuchungs- 
haft oder des Strafvollzugs in den Justizvollzugsanstalten eine entspre- 
chende seelsorgerische Betreuung für Muslime? 

c) In welchen Bundesländern gibt es in Krankenhäusern und Altenheimen 
eine seelsorgerische Betreuung für Muslime? 

24. Wo sind einfach gesetzliche Vorteile an den Status der öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft geknüpft, und wie sehen diese im 

a) Steuerrecht, 

b) Baurecht, 

c) Arbeitsrecht 
aus? 

25. Wo sind einfachgesetzliche Vorteile an den Status einer Religionsgemein- 
schaft geknüpft? 

26. Wie viele öffentlich-rechtliche Körperschaften gibt es? 

a) Wer sind die zehn größten? 

b) Wer sind die zehn kleinsten? 

27. Wie viele öffentlich-rechtliche Körperschaften sind christlich? 

- Gesellschaftliche und kulturelle Aspekte 

28. Wie wird der muslimische Bevölkerungsanteil in Deutschland in den deut- 
schen Medien berücksichtigt? 

a) In welchem Umfang werden deutschsprachige Medien von Mitbürgerin- 
nen und Mitbürgern muslimischen Glaubens genutzt? 

b) Gibt es deutschsprachige Printmedien, die sich überwiegend an Mitbür- 
gerinnen und Mitbürger muslimischen Glaubens wenden, und in welcher 
Auflage erscheinen diese? 

c) Gibt es im Programmschema der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal- 
ten und der privaten Hörfunk- und Fernsehprogramme Sendeplätze, in 
denen Glaubensinhalte der islamischen Religionsgemeinschaften für ein 
Publikum in Deutschland vermittelt werden können? 

d) Wird der muslimische Bevölkerungsanteil in Deutschland in den Sen- 
dungen der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten und der privaten 
Rundfunkanbieter berücksichtigt? 

e) In welchen öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten sind Vertreter der 
islamischen Religionsgemeinschaften in den Rundfunkräten vertreten? 

29. Inwiefern fördert die Bundesregierung den Erhalt und Ausbau von Schulen 
mit Internatsbetrieb in islamischer Trägerschaft? 

a) Gibt es (ähnlich wie für Schulen in evangelischer und katholischer Trä- 
gerschaft) Mittelzuweisungen des Staats? 

b) Wie hoch sind die Mittelzuweisungen für christliche und jüdische Schu- 
len? 

c) Ist der freie, gleiche und allgemeine Zugang zu diesen Schulen gesi- 
chert? 
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d) Gibt es eine Kontrolle über die Einhaltung der Lehrpläne bzw. des kultu- 
rellen und sozialen Lebens in den Internaten? 

e) Welche Konzepte gibt es innerhalb der Bundesregierung, um diese Schu- 
len transparenter und „öffentlicher“ zu machen? 

f) Werden bestimmte islamische Konfessionen (z. B. Aleviten) von diesen 
Schulen ausgeschlossen? 

30. Wie nimmt der muslimische Bevölkerungsanteil am kulturellen Leben in 
Deutschland teil? 

a) Gibt es eigenständige muslimische kulturelle Aktivitäten in den unter- 
schiedlichen kulturellen Bereichen wie Musik, Theater, Literatur usw., 
oder nehmen Muslime in Deutschland überwiegend am allgemeinen kul- 
turellen Leben in Deutschland teil? 

b) Welche eigenständigen kulturellen Aktivitäten der Muslime werden von 
den Kommunen, den Ländern oder dem Bund gefördert? 

III. Modelle in anderen enropäisehen Staaten 

31. Welche religiösen Feiertage sind in anderen europäischen Staaten aner- 
kannt, und wie viele davon sind islamische? 

32. Welche Modelle für Kooperationen des Staats mit islamischen Religions- 
gemeinschaften gibt es in: 

a) in Frankreich, 

b) in Spanien, 

c) in Belgien, 

d) in Großbritannien, 

e) in Österreich, 

und wie sind diese ausgestaltet? 

Wie erwirbt man die Mitgliedschaft in diesen? 

Wie viel Prozent der jeweils ansässigen Muslime machen Gebrauch von den 
Vertretungsstmkturen bzw. werden als Mitglieder geführt? 

33. Wie viel Prozent der Muslime werden in Deutschland durch die bestehen- 
den Verbände organisiert und als Mitglieder tatsächlich vertreten? 

34. Wie werden die Erfolge und Misserfolge anderer europäischer Staaten in 
Bezug auf die Integration und rechtliche Gleichstellung des Islam von der 
Bundesregierung bewertet? 

35. Gibt es unter ihnen „best-practice“-Beispiele, die von der Bundesregierung 
favorisiert werden? 

36. Ist insbesondere das französische Modell eines gesetzlich eingerichteten 
Vertretungsgremiums für Muslime, welche auf dem Staatsgebiet wohnhaft 
sind, denkbar? 

Welche Schwierigkeiten birgt dieses in sich? 


Berlin, den 29. Juni 2006 

Renate Künast, Fritz Kuhn und Fraktion 
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